


DG-Positionen

Deutsche Gesellschaft zur Förderung

der Gehörlosen und Schwerhörigen e.V.
Stellungnahme der DG zur Zielvereinbarung 

des Sozialverbandes VdK mit dem Verband der Angestellten - Krankenkassen zur barrierefreien Beratung in den Geschäftsstellen der Ersatzkrankenkassen

Der Sozialverband (VdK) nahm im Auftrag des Deutschen Behindertenrates (DBR) erste Gespräche mit dem Verband der Angestellten Krankenkasse (VdAK) auf, um einen ersten Entwurf für eine Zielvereinbarung vorzulegen. Dieser Entwurf wurde der DG zur Stellungnahme übergeben. 

Gemäß § 1 (2) der vorliegenden Vereinbarung soll mit dem VdAK/AEV eine Zielvereinbarung nach § 5 BGG abgeschlossen werden, damit der Anspruch behinderter Menschen, sich weitgehend unabhängig von fremder Hilfe in den Geschäftsstellen der Ersatzkassen in sozialrechtliche Fragen beraten lassen zu können.

Die DG verfasste mit ihren Mitgliedsverbänden Bundesarbeitsgemeinschaft Hörbehinderter Studenten und Absolventen e.V. (BHSA), Bundeselternverband gehörloser Kinder e.V.,

Deutscher Gehörlosenbund e.V. (DGB), Deutsche Hörbehinderten – Selbsthilfe e.V. (DHS) und

Deutscher Schwerhörigenbund e.V. (DSB) eine Stellungnahme für den DBR.

Nach Ansicht der DG gilt es zu prüfen, auf welcher rechtlichen Basis die Zielvereinbarung beschlossen wird. Nach § 17 SGB I besteht  für die VdAK /AEV als Leistungserbringer eine gesetzliche Verpflichtung zur Barrierefreiheit.

Daher kann die Zielvereinbarung nur den Charakter der Umsetzung einer gesetzlichen Aufgabe haben.

Die DG geht davon aus, dass die Zielvereinbarungsgespräche demnächst formell dem Bundesministerium für Gesundheit und soziale Sicherung (BMGS) angezeigt werden und der bisherige Entwurf als Verhandlungsgrundlage dient. 

In ihrer Stellungnahme kritisierte die DG, dass die gesetzliche Vorgabe der Barrierefreiheit durch Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkte eingeschränkt wird. Daher forderte die DG grundsätzlich, dass die Zielvereinbarung keine bestehende Vereinbarungen und Regelungen unterlaufen sollen.

In der Stellungnahme der DG wurde auf folgende Punkte hingewiesen:

1. Die Kommunikation über Dritte (GebärdensprachdolmetscherInnen oder SchriftdolmetscherInnen) ist eine Möglichkeit zur Überwindung bestehender Sprachbarrieren. Sie ist aber kein Ersatz für ein direktes Vier-Augen-Gespräch. Es sollte angestrebt werden, dass zumindest in Großstädten/Ballungsgebieten auch Beratung durch gebärdensprachkompetente SachbearbeiterInnen und Versichertenältesten angeboten werden.

2. Die Zielvereinbarung basiert auf der geltenden DIN-Norm 18024 vom November 1996. Im Bereich der baulichen Barrierefreiheit für Hörgeschädigte gibt es seitdem aber eine Weiterentwicklung der Anforderungen. Es wurde beispielhaft erwähnt, dass schon eine gewöhnliche Gegensprechanlage oder ein Türsummer Gehörlosen und hochgradig Schwerhörigen den Zugang verwehren können. Auch ein Aufzug, der nach Drücken des Alarmknopfs zwar eine Sprechverbindung ermöglicht, jedoch keine optische Quittierung des Notrufs vorsieht, kann nicht als hörbehindertengerecht bezeichnet werden. Schließlich wurde auf die Problematik des akustischen Feueralarms erwähnt, der – besonders in Räumen, in denen sich Hörgeschädigte allein aufhalten könnten (wie z.B. Toiletten) ‑ durch optische Signale ergänzt werden müsste.

3. Die DG wies darauf hin, dass im SGB IX, im BGG sowie der Kommunikationshilfe-Verordnung bereits festgelegt ist, dass ein Anspruch auf Verwendung der Gebärdensprache bzw. anderer Kommunikationshilfen besteht. Daher sollten diese Standards nicht unterlaufen werden.

4. Nach Ansicht der DG gehört die Ermöglichung eines barrierefreien Zutritts zur Geschäftsstelle einer Ersatzkasse unbedingt dazu. Auch die nachträgliche Ausstattung vorhandener Aufzüge mit optischen Signalen für den Notfall sollte mittelfristig möglich sein, zumal dies mit vergleichsweise geringem technischen und finanziellen Aufwand möglich ist.

5. Die DG verlangte eine Verbesserung der Information für die hörbehinderten Kassenmitglieder. Der Großteil der Gehörlosen hat behinderungsbedingt nicht nur erhebliche Probleme bei der Benutzung von gesprochener Sprache sondern auch beim Verstehen geschriebener Texte. Hier helfen auch Texte in sogenannter „vereinfachter“ Sprache kaum weiter. Zum einen reicht das Schriftsprachniveau vieler Gehörloser nicht dazu aus, diese Texte sinnerfassend zu lesen, zum anderen besteht immer die Gefahr, auch inhaltliche Vereinfachungen vorzunehmen.

Mit der Deutschen Gebärdensprache steht Gehörlosen aber eine eigenständige visuelle Sprache zur Verfügung, mit der auch komplexe Sachverhalte vermittelt werden können. Zur Übermittlung grundlegender Informationen an Gehörlose bietet sich daher die Übersetzung in die Deutsche Gebärdensprache an. So sollte etwa der Inhalt wichtiger Merkblätter mittels Gebärdensprachvideo (im Internet, als CD-ROM, am Bildschirm in der Geschäftsstelle) für Gehörlose zugänglich gemacht werden. 

Die DG hofft, dass ihre Anregungen aufgenommen werden. Des weiteren wird sie mit ihren Mitgliedsverbände am Ball bleiben und sich an den Verhandlungen über eine Zielvereinbarung beteiligen. Die Langfassung der Stellungnahme der DG kann in der Geschäftsstelle angefordert werden.
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